
Urheberrechtlich geschütztes Material

Persönlicher Download für Markus.Huber@mll-legal.com,

IP 62.2.185.202. Download am 22.08.2017 14:45:30.

© 2017 Cosmos Verlag AG, Muri-Bern. Alle Rechte vorbehalten.

Nr. 2/2017 Seite 122

Blickpunkt BEPS

Aktueller Stand des  
BEPS-Projektes

Seit der Ausgabe StR 12/20161 haben sich wei-
tere Entwicklungen im Zusammenhang mit 
der OECD-Initiative gegen die Verringerung von 
Steuersubstrat und Verschiebung von Gewin-
nen (Base Erosion and Profit Shifting «BEPS») 
ergeben. 
Hier ist insbesondere die Veröffentlichung der 
OECD vom 24. November 2016 im Zusammen-
hang mit dem multilateralen Instrument2 
(nachfolgend MI) hervorzuheben, womit ver-
schiedene Massnahmen, mit denen BEPS entge-
gengewirkt werden soll, in bestehende Doppelbe-
steuerungsabkommen implementiert werden3. 
Die Erläuterung der entsprechenden Massnah-
men wird sodann auch den Schwerpunkt der 
vorliegenden Ausgabe bilden. Zudem hat die 
OECD weitere Leitlinien hinsichtlich des Coun-
try-by-Country (CbC) Reportings veröffentlicht. 
In der untenstehenden Tabelle sind die neusten 
Entwicklungen zu den verschiedenen BEPS-Ak-
tionspunkten zusammengefasst. 

1 Aktionspunkt 13: Weitere  
  Leitlinien zum Country-by- 
  Country (CbC) Reporting

Nachdem weiterhin seitens der Unternehmen 
viele Unklarheiten bestehen, wie genau das CbC 
Reporting in der Praxis umgesetzt wird und 
welche Aktionen zu veranlassen sind, hat die 
OECD am 5. Dezember 2016 zusätzliche Leit -
linien publiziert. Diese wurden als Ergänzung 
zu den bestehenden Weisungen direkt in das 
am 16. August 2016 veröffentlichte Dokument 
eingefügt4. Diese Ergänzungen stellen die Sicht-
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weise der OECD, wie mit Benachrichtigungs-
pflichten umgegangen werden sollte, dar.
Der Hintergrund hierzu ist, dass die meisten 
Länder für multinationale Unternehmen, die 
ein CbC Reporting erstellen müssen, gesetzliche 
Benachrichtigungspflichten eingeführt haben, 
nach denen sich zumindest eine lokal ansässige 
Konzernobergesellschaft bei den lokalen Steuer-
behörden mit verschiedenen Informationsanga-
ben anmelden muss. Da die Gesetze in vielen 
Ländern eine Benachrichtigung zum jeweiligen 
Ende der Berichtsperiode vorsehen, wäre theore-
tisch bei Gruppen, deren Geschäftsjahr mit dem 
Kalenderjahr übereinstimmt, eine Benachrichti-
gungsverpflichtung bereits per 31. Dezember 
2016 entstanden. Allerdings wurde von den we-
nigsten Ländern konkret vorgegeben, wie diese 
Anmeldung zu erfolgen hat, bzw. wurden erst im 
Laufe des Dezembers 2016 entsprechende For-
mulare bereitgestellt.
Da das CbC Reporting erstmals für das Ge-

1  Vgl. Huber/Mahawattage/Berr/Puymann, Blickpunkt 
BEPS, in: SteuerRevue 12/2016, S. 951 ff.

2  Vgl. OECD (2015), Final Report BEPS Action 15: Deve -
loping a Multilateral Instrument to Modify Bilateral Tax 
Treaties, abrufbar unter http://www.oecdilibrary.org/
docserver/download/2315401e.pdf?expires= 
1482331029&id=id&accname=guest&checksum= 
1828E3DD5E3714C7D67EA32F0BCCA4C2, nachfolgend 
Final Report BEPS Action 15.

3  Vgl. Pressemitteilung der OECD vom 24. November 
2016, abrufbar unter http://www.oecd.org/ctp/beps/

countries-adopt-multilateral-convention-to-close- 
tax-treaty-loopholes-and-improve-functioning-of-inter 
national-tax-system.htm, nachfolgend OECD-Presse -
mitteilung vom 24. November 2016.

4  Zu finden unter http://www.oecd.org/ctp/beps/oecd-re
leases-further-beps-guidance-on-country-by-country-
reporting-and-country-specific-information-on-imple 
mentation.htm, sowie vgl. HUBER/MAHAWATTAGE/ 
BERR/ZENGAFINNEN, Blickpunkt BEPS, in: Steuer -
Revue 10/2016, S. 766 ff. zu den im August 2016  
veröffentlichten Weisungen.
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schäftsjahr 2016 zu erstellen ist, sind viele Grup-
pen am Überlegen, welche Gruppengesellschaft 
am besten das Reporting vornehmen sollte, da 
dies entweder durch die oberste Konzerngesell-
schaft selber erfolgen kann oder durch eine  
substituierende Gesellschaft («surrogate parent 
entity»).
Aus diesen Gründen hat die OECD ihre oben er-
wähnten Weisungen ergänzt und empfohlen, 
dass die Länder für die Benachrichtigungen für 
das Jahr 2016 den Unternehmen eine gewisse 
Flexibilität einräumen sollen und auch gegen-
über eigentlich verspäteten Benachrichtigungen 
nachsichtig sein sollen.
Einige Länder sind diesen Empfehlungen nach-
gekommen und haben bekanntgegeben, dass 
für das Jahr 2016 auch eine verspätete Benach-
richtigung ausreichend sei (z. B. Belgien, Finn-
land, Luxemburg, die Niederlande, Tschechien 
und Schweden), allerdings haben einige Länder 
an der ursprünglichen Frist festgehalten und 
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haben bis zum Redaktionsschluss keine Kom-
mentare abgegeben, wie sie in der Praxis mit 
Unternehmen umgehen wollen, die keine Be-
nachrichtigung innert der Frist abgegeben ha-
ben (z. B. Österreich, Spanien).
Für Schweizer Gruppen, die verpflichtet sind, ein 
CbC Reporting zu erstellen, ist es daher auf je-
den Fall empfehlenswert zu überprüfen, ob al-
lenfalls noch Benachrichtigungen abgegeben 
werden müssen.
Neben diesen zusätzlichen Weisungen hat die 
OECD ebenfalls am 5. Dezember 2016 eine Web-
seite aufgeschaltet, die aktuelle länderspezifische 
Informationen zum CbC Reporting enthält.5

2 Aktionspunkt 15: Multilatera- 
  les Instrument zur Implemen- 
  tierung verschiedener Mass- 
  nahmen in bestehende Dop- 
  pelbesteuerungsabkommen, 
  mit denen BEPS entgegenge- 
  wirkt werden soll

Am 24. November 2016 hat die OECD den Text6 
des MI sowie einen erläuternden Bericht7 zur 
Implementierung verschiedener BEPS-Mass-
nahmen in bestehende Doppelbesteuerungsab-
kommen veröffentlicht8. 

2.1 Hintergrund
Das MI wurde während der letzten Jahre von 
mehr als 100 Staaten, inklusive der OCED-Mit-
gliedstaaten, der G20 und weiteren Staaten ent-
wickelt9. Das MI soll neben den rund 300010  
bestehenden Doppelbesteuerungsabkommen 
(nachfolgend DBA) zur Anwendung gelangen 
und die Implementierung bestimmter Massnah-
men, mit denen BEPS entgegengewirkt werden 
soll, in die bestehenden DBA unterstützen, um 
damit der zeitintensiven Individualanpassung 
der einzelnen DBA entgegenzuwirken11. 
Das MI umfasst folgende BEPS-Massnahmen:
• BEPS-Aktionspunkt 2: Neutralisierung der 

Effekte von hybriden Gestaltungen;
• BEPS-Aktionspunkt 6: Verhinderung von 

Abkommensmissbrauch;
• BEPS-Aktionspunkt 7: Verhinderung künst-

licher Umgehung des Betriebsstättenstatus’;
• BEPS-Aktionspunkt 14: Streitbeilegungsme-

chanismen12.
Durch das MI wird den OECD-Staaten eine ein-
heitliche und abgestimmte Implementierung 
der entsprechenden abkommensbezogenen Mass-
nahmen, mit denen BEPS entgegengewirkt wer-
den soll, ermöglicht, ohne dass dabei die Staaten 
die einzelnen DBA jeweils bilateral neu verhan-
deln müssen13. 

2.2 Struktur des MI
In Anbetracht der Komplexität, ein allgemein 
gültiges Instrument zu entwickeln, welches auf 
die betroffenen Regelungen und Vorschriften in 
den DBA Anwendung finden soll, wird den Ver-
tragsparteien eine gewisse Flexibilität gewährt, 
das MI (oder Teile davon) entsprechend ihren 
Bedürfnissen zu implementieren14. 
Viele der MI-Regelungen überschneiden sich 
auch mit Regelungen, die sich in den bereits be-
stehenden DBA wiederfinden. Falls die MI-Rege-
lungen nicht mit den bereits bestehenden Rege-
lungen in Einklang sind, gelangen sogenannte 
Kompatibilitätsklauseln zur Anwendung. Diese 
Klauseln umschreiben dann bspw. die bestehen-
den Regelungen, die von den MI-Regelungen 
verdrängt werden sollen oder die Folgen für 
Steuerabkommen, welche keine gleichartigen, 
den MI-Regelungen entsprechenden Bestim-
mungen enthalten. Die Staaten haben zudem 
das Recht, auf gewisse Teile des MI zu verzichten 
(sogenanntes «opting-out»), sodass diese spezi-
fischen Regelungen keine Anwendung auf deren 
DBA finden15.
Es ist auch möglich, dass einige Länder eine 
konsolidierte Version des MI entwickeln werden, 
welche die anwendbaren Modifikationen fest-
legt, welche unter dem MI möglich sind.
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2.2.1 Minimumstandards
Eines der Hauptziele des MI ist es, die Einfüh-
rung des abkommensbezogenen Minimumstan-
dards, welcher im Rahmen des finalen BEPS-
Pakets vereinbart wurde, sicherzustellen resp. zu 
vereinfachen. Dieser Minimumstandard umfasst 
Bestimmungen zur Verhinderung des Abkom-
mensmissbrauchs unter Aktionspunkt 6 und die 
Verbesserung von Streitbeilegungsmechanis-
men unter Aktionspunkt 14, wobei dieser Mi-
nimumstandard unterschiedlich umgesetzt wer-
den kann16. Das Recht der Vertragsstaaten zum 
Opting-out besteht bzgl. des Minimumstandards 
lediglich dann, wenn die betroffenen Steuerab-
kommen bereits ähnliche Massnahmen enthal-
ten. Falls solche Massnahmen vorhanden sind, 
können sich die betreffenden Staaten das Op-
ting-out-Recht vorbehalten, aber müssen dies 
dann dem Generalsekretär der OECD-Hinterle-
gungsstelle entsprechend melden17. 
In den Fällen, wo der Minimumstandard auf ver-
schiedene Arten umgesetzt werden kann, macht 
das MI keine Vorgaben zur bevorzugten Art der 
Umsetzung. Sollten jedoch einzelne Vertrags-

staaten den Minimumstandard unterschiedlich 
umsetzen, so müssen sich die betreffenden Staa-
ten um eine einheitliche Lösung bzgl. der ent-
sprechenden Umsetzung bemühen. 
Im Rahmen eines Monitoringprozesses des 
BEPS-Projektes wird überprüft, inwieweit dem 
Minimumstandard Genüge getan wird18. 

2.2.2 Weitere Bestimmungen 
Das MI gewährt eine ausreichende Flexibilität 
hinsichtlich der Bestimmungen, die nicht Teil 
des Minimumstandards sind. Diese Bestimmun-
gen umfassen die Artikel zur Verhinderung von 
steuerlichen Diskrepanzen bei hybriden Gestal-
tungen (Artikel 3, 4 und 5 des MI) und die  
Bestimmungen gegen die Verhinderung der 
«künstlichen» Vermeidung von Betriebsstätten 
(Artikel 12, 13, 14 und 15 des MI). Auch einige 
der Bestimmungen im Zusammenhang mit der 
Verhinderung von Abkommensmissbrauch (Ar-
tikel 8, 10 und 11 des MI) sind nicht Gegenstand 
des Minimumstandards. Die Staaten haben dies-
bezüglich die Möglichkeit, sich das Recht zum 
Opting-out vorzubehalten und die Bestimmun-

5  http://www.oecd.org/tax/automatic-exchange/country-
specific-information-on-country-by-country-reporting-
implementation.htm.

6  Vgl. http://www.oecd.org/tax/treaties/multilateral-con
vention-to-implement-tax-treaty-related-measures-to-
prevent-BEPS.pdf, nachfolgend MI Text, S. 1 ff. 

7  Vgl. http://www.oecd.org/tax/treaties/explanatory-state
ment-multilateral-convention-to-implement-tax-treaty-
related-measures-to-prevent-BEPS.pdf, nachfolgend MI 
erläuternder Bericht, S. 1 ff.

8  OECD-Pressemitteilung vom 24. November 2016; EY 
Global Tax Alert, OECD releases multilateral instrument 
to implement treaty related BEPS measures on hybrid 
mismatch arrangements, treaty abuse, permanent 
establishment status and dispute resolution vom 
 2. Dezember 2016, nachfolgend EY Global Tax Alert 
vom 2. Dezember 2016. 

9  EY Global Tax Alert vom 2. Dezember 2016, S. 2. 

10  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 1. 
11  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 1, EY Global Tax Alert 

vom 2. Dezember 2016, S. 1. 
12  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 2., EY Global Tax Alert 

vom 2. Dezember 2016, S. 1. 
13  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 1, EY Global Tax Alert 

vom 2. Dezember 2016, S. 2. 
14  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 3, EY Global Tax Alert 

vom 2. Dezember 2016, S. 2. 
15  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 3 ff., EY Global Tax Alert 

vom 2. Dezember 2016, S. 2. 
16  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 3., EY Global Tax Alert 

vom 2. Dezember 2016, S. 2. 
17  MI erläuternder Bericht, S. 13, EY Global Tax Alert vom 

2. Dezember 2016, S. 2, vgl. auch MI Text Art. 39.
18  MI erläuternder Bericht, S. 3, EY Global Tax Alert vom  

2. Dezember 2016, S. 2. 



Urheberrechtlich geschütztes Material

Persönlicher Download für Markus.Huber@mll-legal.com,

IP 62.2.185.202. Download am 22.08.2017 14:45:30.

© 2017 Cosmos Verlag AG, Muri-Bern. Alle Rechte vorbehalten.

Nr. 2/2017 Seite 126

BLICKPUNKT BEPS

halte und Bemerkungen angebracht werden. 
Zudem soll eine Liste mit den DBA, auf welche 
das MI anwendbar sein soll, im Zeitpunkt der 
Unterschrift oder zum Zeitpunkt der Ratifikati-
on des MI verfügbar sein23. Für Quellensteuer-
zwecke werden die Bestimmungen des MI auf 
ein bestimmtes DBA im Kalenderjahr, nachdem 
das MI in beiden Vertragsstaaten in Kraft getre-
ten ist, anwendbar sein24. 
Hinsichtlich sämtlicher anderen von einem Ver-
tragsstaat erhobenen Steuern, die in einem Ver-
anlagungszeitraum anfallen, tritt die Überein-
kunft nach dem Ablauf einer Frist von 6 Monaten 
(auch eine kürzere Frist ist möglich, insofern 
sich die Vertragsstaaten darauf einigen) nach 
Inkrafttreten der Übereinkunft in den beiden 
DBA-Ländern, in Kraft und findet auf die folgen-
de Steuerperiode Anwendung25. 

2.3 Im MI enthaltene BEPS- 
   Bestimmungen 

2.3.1 Hybride Gestaltungen
Der zweite Teil des MI (Artikel 3 bis 5) führt Be-
stimmungen hinsichtlich der Neutralisierung 
der Effekte hybrider Gestaltungen, basierend auf 
den Empfehlungen der finalen BEPS-Aktions-
punkte 2 und 6, welche im Oktober 201526 veröf-
fentlich worden sind, auf27. Die Bestimmungen 
umfassen Regeln gegen hybride Inkongruenzen 
im Zusammenhang mit transparenten Gesell-
schaften, Gesellschaften mit doppelter Ansässig-
keit und die Vermeidung von Doppelbesteue-
rung. Diese Bestimmungen werden alle nicht 
vom Minimumstandard erfasst und daher ha-
ben die Vertragsstaaten das Recht zum Opting-
out und können die Bestimmungen entspre-
chend für die betroffenen DBA als für nicht 
anwendbar erklären28.

2.3.1.1 Transparente Gesellschaften
Artikel 3 bezieht sich auf die Situation von hy-
briden Inkongruenzen aufgrund des Umstan-

gen dieser Artikel nicht auf ihre DBA oder Teile 
davon anzuwenden19. Das MI gewährt den Staa-
ten ebenfalls die Möglichkeit, sich das Opting-
out-Recht für gewisse Bestimmungen vorzube-
halten, wenn die bestehenden DBA spezifische, 
objektive Regelungen enthalten, an deren zu-
künftiger Einhaltung die betroffenen Staaten 
ein steuerpolitisches Interesse haben20.
Das Ergebnis aus dem BEPS-Projekt offenbarte 
verschiedene Alternativen, wie die einzelnen 
BEPS-Massnahmen umgesetzt werden können, 
um den Staaten ausreichend Flexibilität bei der 
Implementierung zu gewähren. Daher umfasst 
das MI eine Vielzahl von optionalen Bestim-
mungen, die jedoch grundsätzlich nur dann an-
gewandt werden können, falls sich sämtliche 
Vertragsstaaten mit einer konsolidierten Version 
des MI auf die Anwendung einer bestimmten Al-
ternative bzw. Option einigen können. Dies trifft 
bspw. auf Artikel 13 zu, welcher eine Vielzahl 
von verschiedenen Optionen hinsichtlich der 
BEPS-Anliegen im Zusammenhang mit den spe-
zifischen Tätigkeiten definiert, die keine Be-
triebsstätten begründen sollten21. 
Für einige bestimmte Artikel besteht auch die 
Möglichkeit einer ungleichen resp. asymmetri-
schen Anwendung einer bestimmen Regelung. 
Dies betrifft bspw. Artikel 5, welcher drei ver-
schiedene Methoden zur Vermeidung der Dop-
pelbesteuerung enthält. In einem solchen Fall 
könnte die unterschiedliche Wahl der Vertrags-
staaten zu einer ungleichen Anwendung der Be-
stimmung führen, je nachdem aus welcher 
Sicht eine Bestimmung angewendet wird22.

2.2.3 Unterzeichnung, Inkrafttreten 
    und Zeitplan
Das MI steht ab dem 31. Dezember 2016 zur Un-
terschrift bereit, gefolgt vom jeweiligen spezi -
fischen innerstaatlichen Ratifikationsprozess. 
Diesbezüglich ist der Zeitraum abhängig von 
den innerstaatlichen rechtlichen Voraussetzun-
gen. Grundsätzlich ist zu erwarten, dass Vorbe-



Urheberrechtlich geschütztes Material

Persönlicher Download für Markus.Huber@mll-legal.com,

IP 62.2.185.202. Download am 22.08.2017 14:45:30.

© 2017 Cosmos Verlag AG, Muri-Bern. Alle Rechte vorbehalten.

Nr. 2/2017 Seite 127

BLICKPUNKT BEPS

des, dass die Vertragsstaaten eine Gesellschaft 
für Steuerzwecke als vollständig oder teilweise 
transparent behandeln29. Gemäss dem Artikel 3 
des MI sind Einkünfte von einer Gesellschaft, die 
in einem Staat für Steuerzwecke als vollständig 
oder teilweise transparent behandelt werden, als 
Einkünfte eines Ansässigen des Vertragsstaates 
zu behandeln, jedoch nur insoweit, als die Ein-
künfte für Steuerzwecke durch diesen Vertrags-
staat als Einkünfte eines Ansässigen behandelt 
werden30.
Artikel 3 soll auf sämtliche DBA, die unter das 
MI fallen, Anwendung finden, insoweit der je-
weilige Vertragsstaat keine Vorbehalte macht. 
Vertragsstaaten können sich das Recht, den ge-
samten oder einen Teil des Artikels nicht anzu-
wenden, vorbehalten. Falls DBA bereits ähnliche 
Bestimmungen enthalten, sollen die Bestim-
mungen des Artikel 3 MI zur Anwendung gelan-
gen und nicht die bestehenden DBA-Bestim-
mungen31.

2.3.1.2 Gesellschaften mit doppelter  
    Ansässigkeit
Artikel 4 passt die Regelungen zur Bestimmung 
der Ansässigkeit im Sinne des DBAs einer ande-
ren als einer natürlichen Personen an, welche in 
mehr als einem Vertragsstaat ansässig ist (dop-
pelte Ansässigkeit). Unter dieser Bestimmung 
soll die abkommensbezogene Ansässigkeit einer 
doppelt-ansässigen nicht natürlichen Person 
mittels des Verständigungsverfahrens zwischen 
den Vertragsstaaten bestimmt werden32.
Die Vertragsstaaten sind gemäss Artikel 4 nicht 
verpflichtet, mittels des Verständigungsverfah-
rens eine Einigung zu erzielen. Erfolgt keine Ei-
nigung, so hat die doppelt-ansässige Gesell-
schaft basierend auf dem anwendbaren DBA 
keinen Anspruch auf Steuerentlastung oder -be-
freiung, ausser die Vertragsstaaten würden eine 
solche vereinbaren33.
Artikel 4 soll auf sämtliche DBA, die unter das 
MI fallen, Anwendung finden, insoweit die Ver-

19  Vgl. die entsprechenden Artikel in MI Text, Art. 3–5, 8, 
10, 11, 12–15, EY Global Tax Alert vom 2. Dezember 
2016, S. 2. 

20  Staaten können sich bspw. aus politischen Gründen die 
Anwendbarkeit spezifischer Bestimmungen vorbehalten, 
vgl. EY Global Tax Alert, S. 2. 

21  Vgl. MI Text Art. 13, MI erläuternder Bericht, S. 4 und  
S. 41 ff., EY Global Tax Alert vom 2. Dezember 2016, S. 3. 

22  Vgl. MI Text Art. 5, MI erläuternder Bericht, S. 16 ff.,  
EY Global Tax Alert vom 2. Dezember 2016, S. 3. 

23  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 2, EY Global Tax Alert 
vom 2. Dezember 2016, S. 3. 

24  Tritt bspw. das MI im ersten Vertragsstaat am 1. März 
2018 in Kraft und im zweiten Vertragsstaat am 1. März 
2019, entfaltet die Übereinkunft für die betroffenen 
Steuern ab dem 1. Januar 2020 volle Wirkung. Vgl.  
MI erläuternder Bericht, S. 66 ff., EY Global Tax Alert 
vom 2. Dezember 2016, S. 3. 

25  Im Falle, dass das Steuerjahr dem folgenden Kalender-
jahr entspricht und bspw. der letzte Tag des Inkrafttretens 
des MI der 1. September 2018 ist, entfalten die Bestim-

mungen des MI hinsichtlich der Steuerperiode ab dem  
1. Januar 2020 ihre Wirkung. Falls die Steuerperiode bspw. 
jeweils am 1. Juli beginnt, würde das MI ab dem 1. Juli 
2019 anwendbar sein. Vgl. erläuternder Bericht, S. 77,  
EY Global Tax Alert vom 2. Dezember 2016, S. 3. 

26  Vgl. dazu Huber/Mahawattage/Berr/Meyer-Nandi,  
Blickpunkt BEPS, in: SteuerRevue 12/2015, S. 952 ff.

27  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 12 ff., EY Global Tax 
Alert vom 2. Dezember 2016, S. 3. 

28  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 12 ff., EY Global Tax 
Alert vom 2. Dezember 2016, S. 3. 

29  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 12 ff., EY Global Tax 
Alert vom 2. Dezember 2016, S. 3. 

30  MI erläuternder Bericht, S. 12 ff., EY Global Tax Alert 
vom 2. Dezember 2016, S. 3.

31  MI erläuternder Bericht, S. 12 ff., EY Global Tax Alert 
vom 2. Dezember 2016, S. 3.

32  MI erläuternder Bericht, S. 14 ff., EY Global Tax Alert 
vom 2. Dezember 2016, S. 3. 

33  MI erläuternder Bericht, S. 14 ff., EY Global Tax Alert 
vom 2. Dezember 2016, S. 3.
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tragsstaaten keine Vorbehalte anbringen. Falls 
die betroffenen DBA bereits ähnliche Regelun-
gen zur Bestimmung der Ansässigkeit einer dop-
pelt-ansässigen Gesellschaft enthalten, soll Arti-
kel 4 anstatt dieser bisherigen Bestimmungen 
zur Anwendung gelangen. Dies gilt jedoch nicht 
für bestehende DBA-Regelungen zur Bestim-
mung der Ansässigkeit von Gesellschaften, wel-
che in zwei Ländern an der Börse kotiert sind34. 

2.3.1.3 Anwendbare Methoden zur Ver- 
     meidung von Doppelbesteuerung
Artikel 5 des MI offeriert den Vertragsstaaten drei 
Möglichkeiten zur Vermeidung der Doppelbe-
steuerung: 
• Möglichkeit A statuiert, dass eine Freistel-

lung bzw. Anwendung eines reduzierten 
Steuersatzes auf ausländischen Einkünften 
oder Kapital in einem Vertragsstaat nur 
dann anzuwenden ist, wenn diese Einkünfte 
oder das Kapital im anderen Vertragsstaat 
tatsächlich der Besteuerung unterliegen 
(«switch-over»-Klausel). Hingegen soll die-
se allenfalls im anderen Staat entrichtete 
Steuer an die Steuer im Ansässigkeitsstaat 
angerechnet werden können. 

• Möglichkeit B sieht vor, dass der Vertrags-
staat die Freistellungsmethode hinsichtlich 
Dividendeneinkünften nicht anwendet, in-
sofern diese Dividendeneinkünfte im ande-
ren Vertragsstaat zum Abzug zugelassen 
sind. 

• Die letzte Möglichkeit C hält fest, dass die 
Anrechnungsmethode auf die steuerbaren 
Nettoeinkünfte beschränkt werden soll. 

Die Vertragsstaaten können aus den verschiede-
nen Varianten wählen, welche für sie gelten soll. 
Dies kann jedoch zu einer asymmetrischen An-
wendung der Bestimmung führen. Zudem kön-
nen sich die Vertragsstaaten gegen die Anwen-
dung von Artikel 5 auf die betroffenen DBA 
(einzelne oder alle) entscheiden35.

2.3.2 Abkommensmissbrauch
Der dritte Teil des MI (Artikel 6 bis 13) enthält 
sechs Bestimmungen hinsichtlich der Vermei-
dung des Abkommensmissbrauchs, welche den 
Änderungen entsprechen, die mit dem finalen 
Bericht zu Aktionspunkt 636 vorgeschlagen wor-
den sind. Der Bericht umfasst im Wesentlichen 
den nachfolgenden Mindeststandard, der das 
«Treaty-Shopping» verhindern soll.
• Eine Erklärung in der Präambel der Doppel-

besteuerungsabkommen, welche festhält, 
dass der Sinn und Zweck des Abkommens 
die Verhinderung von Doppelbesteuerung 
von Einkommen und Kapital ist, ohne da-
durch Möglichkeiten für eine Nichtbesteue-
rung oder eine reduzierte Besteuerung 
durch Steuerumgehung oder Steuervermei-
dung zu schaffen (inklusive Treaty-Shop-
ping-Strukturen, welche darauf ausgerichtet 
sind, dass Ansässige in Drittstaaten indirekt 
von Abkommensvorteilen profitieren kön-
nen);

• Einschluss von alternativen Tests, die die un-
angemessene Beanspruchung von Abkom-
mensvorteilen vermeiden sollen.

Artikel 6 und 7 des MI umschreiben, wie dieser 
Minimumstandard umgesetzt werden soll. Der 
dritte Teil des MI umfasst ebenfalls Bestimmun-
gen im Zusammenhang mit Dividendentrans-
fer-Transaktionen (Artikel 8), Kapitalgewinnen 
aus der Veräusserung von Aktien/Stammantei-
len an Gesellschaften, deren Wert hauptsächlich 
aus unbeweglichem Vermögen besteht (Artikel 
9), Drittstaaten-Betriebsstätten (Artikel 10) und 
Regeln über die Anwendbarkeit von Steuerver-
einbarungen, welche das Recht einer Partei be-
schränken können, ihre eigenen Staatsangehö-
rigen zu besteuern (Artikel 11)37.

2.3.2.1 Präambel mit Zweckbestimmung 
     eines DBAs 
Artikel 6 enthält den Vorschlag, wie er im fina-
len Bericht zu Aktionspunkt 6 beschrieben wor-
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den ist.38 Hierbei geht es darum, die Sprache der 
Präambel in den betroffenen DBA in Einklang 
mit dem vorgegebenen Minimumstandard zu 
bringen, um somit Doppelbesteuerung zu ver-
meiden, ohne jedoch dabei eine Nichtbesteue-
rung oder eine reduzierte Besteuerung zu er-
möglichen. Gemäss der Kompatibilitätsklausel 
dieses Artikels würde der Text der Präambel von 
Artikel 6 den Text der Präambel der betroffenen 
Steuervereinbarung ersetzen bzw. ergänzen, 
falls noch kein solcher Text in der betroffenen 
Steuervereinbarung vorhanden ist. Artikel 6 ist 
Teil des Mindeststandards und somit sind dies-
bezüglich keine Vorbehalte erlaubt, insoweit die 
betroffene Steuervereinbarung nicht bereits 
selbst eine entsprechende Präambel enthält. Ar-
tikel 6 enthält ebenfalls einen optionalen Teil, 
mit welchem die Präambel zusätzlich ergänzt 
werden kann. Diese Ergänzung findet jedoch 
nur dann Anwendung, wenn der andere Ver-
tragsstaat diese Bestimmung auch anwenden 
wird39.

2.3.2.2 Vermeidung von Abkommens- 
     missbrauch
Artikel 7 des MI enthält Bestimmungen zur Ver-
meidung von Abkommensmissbrauch, die in die 
DBA integriert werden sollen. Wie im finalen Be-
richt zu Aktionspunkt 6 beschlossen, soll der Ab-
kommensmissbrauch vermieden werden, wofür 
folgende Varianten zur Verfügung stehen:

• Option 1: Einführung eines sogenannten 
Principle Purpose Tests (PPT), der den 
Hauptzweck einer Gestaltung hinterfragt.

• Option 2: Einführung eines PPT zusam-
men mit einer Limitation-of-Benefits (LOB)-
Klausel (der finale Bericht zu Aktionspunkt 
6 sah die Möglichkeit vor, eine umfassende 
oder eine vereinfachte Version der LOB-
Klausel einzuführen)40. 

• Option 3: Einführung einer LOB-Klausel  
zusammen mit einer zusätzlichen Bestim-
mung, welche Gestaltungen als miss-
bräuchlich bezeichnet, die nur der Weiter-
leitung von Erträgen dienen (sogenannte 
Conduit-Arrangements)41.

Die Integration des PPT ist jedoch die einzige 
Option, welche den Mindeststandard alleine er-
füllen kann und daher ist der PPT als Standard-
variante in Artikel 7 ausgestaltet. Den Vertrags-
staaten wird zudem ermöglicht, den PPT mit 
einer vereinfachten LOB-Klausel zu ergänzen. 
Das MI enthält keine umfassende Version einer 
LOB-Klausel. Hingegen ermöglicht das MI den 
Vertragsstaaten, welche dem Abkommensmiss-
brauch mittels einer umfassenden LOB-Klausel 
entgegenwirken wollen, das Recht zum Opting-
out des PPT und damit verbunden, mittels einer 
bilateralen Vereinbarung den Minimumstan-
dard (mittels einer umfassenden LOB-Klausel) 
zu erfüllen. Zudem ermöglicht das MI den  
Vertragsstaaten, welche eine umfassende LOB-

34  MI erläuternder Bericht, S. 14 ff., EY Global Tax Alert 
vom 2. Dezember 2016, S. 4.

35  MI erläuternder Bericht, S. 16 ff., EY Global Tax Alert 
vom 2. Dezember 2016, S. 4.

36  Vgl. OECD (2015), Final Report BEPS Action 6: Prevent -
ing the Granting of Treaty Benefits in Inappropriate  
Circumstances, abrufbar unter http://www.oecd-ilibra
ry.org/docserver/download/2315331e.pdf?expires= 
1482395991&id=id&accname=guest&checksum= 
D76723CE57A71842AAF788AD8A0D1431. 

37  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 8 ff., EY Global Tax Alert 
vom 2. Dezember 2016, S. 4.

38  Vgl. dazu Huber/Mahawattage/Berr/Meyer-Nandi, Blick-
punkt BEPS, in: SteuerRevue 2/2016, S. 119 ff.

39  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 20 ff., EY Global Tax 
Alert vom 2. Dezember 2016, S. 4. Vgl. zur gesamten  
Bestimmung von MI Artikel 6: MI Text Art. 6.

40  Vgl. dazu Huber/Mahawattage/Berr/Meyer-Nandi,  
Blickpunkt BEPS, in: SteuerRevue 2/2016, S. 119 ff.

41  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 7 ff. EY Global Tax Alert 
vom 2. Dezember 2016, S. 5. 
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 Klausel bevorzugen, den PPT als vorläufige Mass-
nahme zu integrieren, während der bilateralen 
Aushandlung einer umfassenden LOB-Klausel. 
Gemäss erläuterndem Bericht zum MI soll eine 
umfassende LOB-Klausel im Rahmen der BEPS-
Folgearbeiten weiterentwickelt werden42.
Gemäss dem PPT in Artikel 7 sollen in den Fäl-
len keine Abkommensvorteile gewährt werden, 
in denen man unter der Berücksichtigung aller 
Fakten und Umstände darauf schliessen kann, 
dass die Erlangung von Abkommensvorteilen  
einer der Hauptgründe einer Gestaltung oder 
Transaktion war, welche direkt oder indirekt zu 
Abkommensvorteilen führen würde, und die Ge-
währung dieser Vorteile unter diesen Umstän-
den nicht dem Sinn und Zweck des Doppelbe-
steuerungsabkommens entsprechen würde.
Das MI legt fest, dass dieser PPT zur Anwendung 
gelangt, falls keine entsprechenden Bestimmun-
gen in der betroffenen Steuervereinbarung ent-
halten sind. Zudem ermöglicht das MI den Ver-
tragsstaaten den optionalen Einbezug einer 
entlastenden Bestimmung nach Ermessen (dis -
cretionary relief), falls Abkommensvorteile we-
gen des PPT verweigert werden. Die verantwort-
lichen Behörden der Vertragsstaaten müssten 
sich in einem solchen Prozess miteinander ver-
ständigen, bevor ein entsprechender Entlas-
tungsantrag verweigert werden könnte.43 Wie  
bereits erwähnt, haben die Staaten die Möglich-
keit, eine vereinfachte LOB-Klausel als Ergän-
zung des PPT vorzusehen. Die vereinfachte LOB-
Klausel gelangt zur Anwendung, sobald der 
Vertragsstaat seine Absicht erklärt hat, die Be-
stimmung anzuwenden (vorausgesetzt, dass die 
anderen Vertragsstaaten die Anwendung eben-
falls erklärt haben). Wichtig dabei ist jedoch, 
dass wenn nur einige und nicht alle Vertrags-
staaten die Anwendung der vereinfachten LOB-
Klausel wählen, diese gleichwohl auf zwei Arten 
auf die entsprechenden DBA zur Anwendung ge-
langen könnte:
• Die vereinfachte LOB-Klausel gelangt für 

sämtliche Vertragsstaaten zur Anwendung, 
falls die Länder, welche die Bestimmungen 
grundsätzlich für nicht anwendbar erklärt 
haben, sich darüber einigen, dass die Be-
stimmung in diesen besonderen Fällen zur 
Anwendung gelangt und dies ordnungsge-
mäss der Hinterlegungsstelle melden (sym-
metrische Anwendbarkeit).

• Ein Vertragsstaat, welcher die vereinfachte 
LOB-Klausel für anwendbar erklärt, könnte 
die Bestimmung anwenden, falls sämtliche 
anderen Vertragsstaaten, welche die An-
wendbarkeit der Bestimmung nicht gewählt 
haben, sich auf die einseitige Anwendbarkeit 
der LOB-Klausel einigen und dies ordnungs-
gemäss der Hinterlegungsstelle melden 
(asymmetrische Anwendbarkeit)44. 

Hervorzuheben ist, dass Artikel 7 des MI voraus-
setzt, dass ein Ansässiger eines Vertragsstaates 
nur zur Vorteilsgewährung befugt ist, wenn er 
im Sinne von Artikel 7 Absatz 9 als «qualifizierte 
Person» betrachtet wird45.
Hinsichtlich des Zusammenspiels zwischen der 
vereinfachten LOB-Klausel und den bestehenden 
Bestimmungen in den DBA wird im MI festge-
halten, dass die vereinfachte LOB-Klausel die be-
stehenden LOB-Bestimmungen in DBA ersetzen 
wird. Falls ein DBA keine solche Bestimmungen 
kennt, würde die vereinfachte LOB-Klausel hin-
zugefügt46.
Artikel 7 des MI enthält einen Minimumstan-
dard und daher sind Staaten lediglich in folgen-
den Fällen berechtigt, Vorbehalte gegenüber den 
Bestimmungen in Artikel 7 anzubringen: 
• Der PPT kann weggelassen werden, falls der 

Vertragsstaat vorgesehen hat:
° eine umfassende LOB-Klausel zusam-

men mit Regeln gegen «Conduit-
Strukturen» einzuführen oder

° eine umfassende LOB-Klausel zusam-
men mit einem PPT einzuführen.

Gemäss MI müssen die Vertragsstaaten in
 solchen Fällen eine gemeinsame, zufrieden-
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stellende Lösung anstreben, die dem Mini-
mumstandard entspricht.

• Der PPT kann auch dann nicht angewendet 
werden, falls ein DBA bereits einen entspre-
chenden PPT enthält.

• Eine vereinfachte LOB-Klausel kann vorbe-
halten werden, falls ein DBA bereits Tests 
enthält, wie sie in der vereinfachten LOB-
Klausel beschrieben sind47.

2.3.2.3 Dividendentransfer-Transaktionen
Artikel 8 des MI hält Regeln fest, wie bei Dividen-
den ein Missbrauch vermieden werden kann, so-
fern eine Steuerbefreiung oder eine beschränk-
ten Steuerbelastung auf Stufe des Nutzniessers 
dieser Erträge in einem anderen Vertragsstaat 
resultiert. Voraussetzung für die Anwendung von 
Abkommensvorteilen ist dabei eine Haltedauer 
von mindestens 365 Tagen. Das MI erlaubt es 
den Vertragsstaaten, die Anwendbarkeit des ge-
samten Artikels vorzubehalten oder die An-
wendbarkeit aufgrund dessen vorzubehalten, 
weil das DBA bereits eine eigene Mindesthalte-
dauer enthält (gleichgültig ob die entsprechen-
de Mindesthaltedauer kürzer oder länger als die 
365 Tage Haltedauer ist)48.

2.3.2.4 Kapitalgewinne aus der Veräus- 
    serung von Anteilen an Gesell- 
    schaften, deren Wert haupt -
    sächlich aus unbeweglichem  
    Vermögen besteht
Artikel 9 des MI enthält eine Anti-Missbrauchs-
regel im Zusammenhang mit Kapitalgewinnen 
aus der Veräusserung von Anteilen einer Gesell-
schaft, einem Partnership oder einem Trust, so-
fern die Aktiven hauptsächlich aus unbewegli-
chem Vermögen bestehen. Diese Regelung war 
schon im finalen Bericht zu Aktionspunkt 6 ent-
halten und besagt, dass Gewinne aus der Veräus-
serung von Anteilen einer Gesellschaft, eines 
Partnership oder eines Trusts im Land der Ge-
sellschaft, des Partnerships oder Trusts besteuert 

werden, falls in den 365 Tagen vor der Veräusse-
rung der Wert dieser Anteile zu mehr als 50 % 
aus unbeweglichem Vermögen bestand. 
Die Vertragsstaaten können sich entweder den 
kompletten Artikel vorbehalten oder lediglich 
einzelne Bestimmungen darin. Der Artikel ge-
langt lediglich zur Anwendung, wenn alle Ver-
tragsstaaten diesbezüglich eine entsprechende 
Meldung vorgenommen haben49.

2.3.2.5 Anti-Missbrauchsregeln für Dritt- 
    staaten-Betriebsstätten
Artikel 10 enthält Anti-Missbrauchsregeln für 
Drittstaaten-Betriebsstätten, sogenannte «Drei-
ecks-Bestimmungen». Der Artikel besagt, dass 
bei Einkünften, die von einem im DBA-Land An-
sässigen stammen, jedoch an eine Betriebsstätte 
in einem Drittstaat alloziert werden (und damit 
von der Steuer im Ansässigkeitsstaat befreit sind) 
sowie die Besteuerung der entsprechenden Ein-
künfte im Drittstaatenland weniger als 60 % der 
Steuern beträgt, die im Ansässigkeitsstaat erho-
ben werden würden, falls sich die entsprechende 
Betriebsstätte im Ansässigkeitsstaat befinden wür-

42  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 22 ff., EY Global Tax 
Alert vom 2. Dezember 2016, S. 5. 

43  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 22 ff., EY Global Tax 
Alert vom 2. Dezember 2016, S. 5.

44  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 22 ff., EY Global Tax 
Alert vom 2. Dezember 2016, S. 5.

45  Vgl. MI Text, Art. 7 Abs. 9 hinsichtlich der umfassenden 
Definition, wann eine ansässige Person als qualifizierte 
Person gilt und somit zur Vorteilsgewährung berechtigt 
ist. Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 22 ff., EY Global Tax 
Alert vom 2. Dezember 2016, S. 5. 

46  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 22 ff., EY Global Tax 
Alert vom 2. Dezember 2016, S. 5.

47  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 22 ff., EY Global Tax 
Alert vom 2. Dezember 2016, S. 6.

48  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 30 ff., EY Global Tax 
Alert vom 2. Dezember 2016, S. 6.

49  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 32 ff., EY Global Tax 
Alert vom 2. Dezember 2016, S. 6. 
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de, Abkommensvorteile verweigert werden. Der 
Artikel enthält eine Ausnahme im Falle einer ak-
tiven Geschäftstätigkeit der Betriebsstätte. Zudem 
ist eine Ausnahmeregelung nach Ermessen vorge-
sehen, sollten Abkommensvorteile unter Artikel 10 
verweigert werden. Die Vertragsstaaten können 
sich die Anwendbarkeit des gesamten Artikels 
oder Teilen davon vorbehalten. Diesbezüglich hat 
eine entsprechende Meldung zu erfolgen50.

2.3.2.6 Regeln über die Anwendbarkeit 
    von DBA, welche das Recht  
    einer Partei beschränken kön -
    nen, ihre eigenen Staatsange -
    hörigen zu besteuern
Artikel 11 enthält eine sogenannte «salvato -
rische Klausel», welche den Staaten das Recht 
gewährt, ihre eigenen Staatsangehörigen zu be-
steuern. Artikel 11 wird nicht vom Minimum-
standard erfasst, und somit haben die Vertrags-
staaten das Recht zum vollständigen Opting-out 
des Artikels51.

2.3.3 Künstliche Vermeidung von 
    Betriebsstätten 
Der vierte Teil des MI (Artikel 12 bis 15) be-
schreibt den Vorgang, wie die Betriebsstättende-
finition in bestehenden DBA im Einklang mit 
dem finalen BEPS-Aktionspunkt-7-Report52 an-
gepasst werden kann. Bekanntlich hat die OECD 
folgende kritische Punkte identifiziert:
• Die künstliche Vermeidung von Betriebsstät-

ten mittels Kommissionärsvereinbarungen 
und ähnlichen Strategien (Artikel 12), 

• Anwendung des Ausnahmekataloges (Arti-
kel 13) und 

• die Aufspaltung von Verträgen (Artikel 14), 
sodass die Dauer eines einzelnen Vertrages 
unter der im DBA definierten Grenze bleibt.

Diese Bestimmungen gelten nicht als Mini -
mumstandard und die Vertragsstaaten sind da-
her befugt, die Bestimmungen nicht auf ihre 
DBA anzuwenden. 

Artikel 12 des MI beschreibt die Anpassungen des 
Artikels 5 des OECD-Musterabkommens, um die 
«künstliche» Vermeidung des Betriebsstättensta-
tus mittels Kommissionärsvereinbarungen und 
ähnlichen Strategien zu vermeiden53. 
Artikel 13 des MI befasst sich mit der künstlichen 
Vermeidung von Betriebsstätten durch die An-
wendung des Ausnahmekataloges gemäss Art. 5 
Abs. 4 des OECD-Musterabkommens. Das MI gibt 
zwei Varianten vor, wie die Änderungen imple-
mentiert werden können. Option A basiert auf 
dem vorgeschlagenen Text unter BEPS-Aktions-
punkt 7, der den Ausnahmekatalog nur auf 
Hilfstätigkeiten anwenden soll. Option B ermög-
licht den Vertragsstaaten, die bestehenden Aus-
nahmen für bestimmte Aktivitäten54 beizubehal-
ten. Die Vertragsstaaten können sich jedoch 
auch dazu entscheiden, den ganzen Artikel 13 
nicht anzuwenden. Die Vertragsstaaten können 
sich zudem entscheiden, dass die Option A oder 
die vorgeschlagene Anti-Aufspaltungsregel nicht 
auf die bestehenden DBA angewendet werden 
soll55. Der Bericht zu Aktion 7 hielt fest, dass die 
Aufspaltung von Verträgen eine potenzielle Stra-
tegie zur künstlichen Vermeidung von Betriebs-
stätten durch den Missbrauch der Ausnahme 
von Art. 5 Abs. 3 OCED-Musterabkommen dar-
stelle. Im Weiteren hielt der Bericht fest, dass der 
PPT die BEPS-Bedenken hinsichtlich der miss-
bräuchlichen Aufspaltung von Verträgen eben-
falls adressiert. 
Der Artikel 14 des MI enthält eine Bestimmung, 
welche speziell auf die Aufspaltung von Verträ-
gen für DBA, die keinen PPT enthalten, gerichtet 
ist oder aber für Vertragsstaaten vorgesehen ist, 
die diesen potenziellen Missbrauch ausdrücklich 
bekämpfen wollen56. 
Im Artikel 15 wird der Begriff der nahestehenden 
Person i. S. v. Artikel 12, 13 und 14 des MI ge-
nauer definiert. Die Definition basiert auf dem 
Text von Artikel 5 Absatz 6 Buchstabe b des 
OECD-Musterabkommens (wie im Bericht zu 
Aktionspunkt 7 dargelegt)57.
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50  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 35 ff., EY Global Tax 
Alert vom 2. Dezember 2016, S. 6. 

51  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 37 ff., EY Global Tax 
Alert vom 2. Dezember 2016, S. 7.

52  Vgl. dazu Huber/Mahawattage/Berr/Meyer-Nandi, Blick-
punkt BEPS, in: SteuerRevue 2/2016, S. 123 ff.

53  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 39 ff., EY Global Tax 
Alert vom 2. Dezember 2016, S. 7. Vgl. auch Huber/ 
Mahawattage/Berr/Meyer-Nandi, Blickpunkt BEPS, in: 
SteuerRevue 2/2016, S. 123 ff.

54  Darunter können bspw. folgende Aktivitäten subsumiert 
werden: Einrichtungen ausschliesslich zum Zweck der 
Lagerung, Präsentation oder Auslieferung von Waren 
oder zu Merchandisingzwecken der Gesellschaft. Vgl. 

dazu ausführlich: MI erläuternder Bericht, S. 43.
55  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 39 ff., EY Global Tax 

Alert vom 2. Dezember 2016, S. 7. 
56  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 39 ff., EY Global Tax 

Alert vom 2. Dezember 2016, S. 7. 
57  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 39 ff., EY Global Tax 

Alert vom 2. Dezember 2016, S. 7.
58  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 39 ff., EY Global Tax 

Alert vom 2. Dezember 2016, S. 7.
59  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 39 ff., EY Global Tax 

Alert vom 2. Dezember 2016, S. 7.
60  Vgl. dazu Huber/Mahawattage/Berr/Meyer-Nandi, Blick-

punkt BEPS, in: SteuerRevue 2/2016, S. 128 ff.

punkt 14)60 und zusätzlich «Best Practice»-
 Empfehlungen. Artikel 16 des MI verlangt von 
den Vertragsstaaten, die nachfolgenden Bestim-
mungen hinsichtlich des Verständigungsverfah-
rens von Artikel 25 Absatz 1 bis 3 gemäss OECD-
Musterabkommen inklusive einiger Änderungen 
einzuführen: 
• Die Möglichkeit für Steuerpflichtige, einen 

Fall für die Anwendung des Verständigungs-
verfahrens bei einer der beiden zuständigen 
Behörden (innerhalb von 3 Jahren) zu prä-
sentieren;

• eine Verpflichtung für die zuständigen Be-
hörden der Abkommensstaaten, sich zu be-
mühen, eine Einigung mittels Verständi-
gungsverfahrens zu erzielen;

• eine Verpflichtung für die zuständigen Be-
hörden der Abkommensstaaten, nach einer 
Lösung mittels Verständigungsverfahrens 
hinsichtlich der Interpretation und Anwen-
dung eines DBAs zu suchen.

Eine der Änderungen des Verständigungsverfah-
rens ist, dass der Steuerpflichtige die Möglich-
keit hat, seinen Fall vor der zuständigen Behör-
de des anderen Vertragsstaates zu präsentieren 
(und nicht vor der zuständigen Behörde seines 
Heimatstaates). Gemäss dem MI können die Ver-
tragsstaaten diesbezüglich jedoch einen Vorbe-
halt geltend machen und die entsprechende Än-

Bestehende Steuerabkommen können eine gros-
se Vielfalt von Betriebsstätten-Bestimmungen 
enthalten. Das MI enthält daher Kompatibili-
tätsklauseln, welche mögliche Konflikte zwi-
schen den Bestimmungen des MI und den beste-
henden DBA angehen. Da die Bestimmungen 
hinsichtlich der künstlichen Vermeidung von 
Betriebsstätten keinen Minimumstandard dar-
stellen, sind die Vertragsstaaten nicht verpflich-
tet, die neuen Betriebstätten-Artikel anzuwen-
den. Die Vertragsstaaten können sich jedoch nur 
für das Opting-out von Artikel 15 (Definition na-
hestehende Person) entscheiden, falls sie einen 
Vorbehalt hinsichtlich der Artikel 12, 13 und 14 
gemacht haben58.
Das MI verlangt ebenfalls, dass jeder Vertragsstaat 
(ausgeschlossen sind diejenigen Staaten, die sich 
für ein Opting-out entschieden haben) der Hin-
terlegungsstelle jede betroffene Steuervereinba-
rung (inklusive Artikel und Paragraph) meldet, 
wenn sie eine ähnliche bestehende Bestimmung 
enthält, wie sie im MI vorgegeben ist59.

2.3.4 Verbesserung des Streit -
    beilegungsmechanismus
Der fünfte Teil des MI (Artikel 16 und 17) ent-
hält Bestimmungen, welche zum Ziel haben, 
den Streitbeilegungsmechanismus zu verbes-
sern (Minimumstandard gemäss BEPS-Aktions-



Urheberrechtlich geschütztes Material

Persönlicher Download für Markus.Huber@mll-legal.com,

IP 62.2.185.202. Download am 22.08.2017 14:45:30.

© 2017 Cosmos Verlag AG, Muri-Bern. Alle Rechte vorbehalten.

Nr. 2/2017 Seite 134

BLICKPUNKT BEPS

derung muss daher nicht zwingend übernommen 
werden. Ein solcher Vorbehalt ist jedoch nur 
möglich, falls:
• der Steuerpflichtige seinen Fall ohne Vorbe-

halte basierend auf innerstaatlichem Recht 
vor der zuständigen Behörde des Heimat-
staates präsentieren kann oder

• ein bilateraler Benachrichtigungs- oder Kon-
sultationsprozess initiiert ist, bei dem die 
zuständige Behörde des Vertragsstaates, wel-
che das Verständigungsverfahren verweigert 
hat, entsprechend Meldung beim anderen 
Vertragsstaat machen muss. 

Der Steuerpflichtige muss seinen Fall innerhalb 
von mindestens drei Jahren präsentieren kön-
nen. Darüber hinaus (d. h. alles über drei Jahre) 
können die Vertragsstaaten Zeitlimiten einfüh-
ren, während denen ein Fall vorgetragen werden 
kann61. 
Gemäss dem BEPS-Aktionspunkt 14 sollen die 
Vertragsstaaten bei Transferpreisanpassungen 
den Steuerpflichtigen den Zugang zum Verstän-
digungsverfahren gewährleisten. Als «Best Prac -
tice»-Empfehlung zum Minimumstandard wird 
in Aktionspunkt 14 vorgeschlagen, dass Staaten 
Artikel 9 Absatz 2 (Gegenberichtigungen bei Ge-
winnaufrechnungen im anderen Vertragsstaat) 
des OECD-Musterabkommens in die DBA in -
tegrieren sollten. Artikel 17 des MI basiert weit-
gehend auf dem Text des Artikels 9 Absatz 2 
OECD-Musterabkommen und ermöglicht eine 
Gegenberichtigung bei Transferpreisanpassun-
gen. Die Anwendung von Artikel 17 ist vorgese-
hen, falls keine Bestimmungen in den DBA vor-
handen sind, die eine Gegenberichtigung bei 
Transferpreisanpassungen ermöglichen62. 
Die Integration von Artikel 9 Absatz 2 des OECD-
Musterabkommens unter Artikel 14 des MI ge-
hört nicht zum Minimumstandard. Jedoch sind 
die Staaten unter Artikel 14 verpflichtet, bei 
Transferpreisanpassungen Zugang zum Verstän-
digungsverfahren zu gewähren und die entspre-
chenden Vereinbarungen, die mittels des Ver-

ständigungsverfahrens erzielt worden sind, zu 
implementieren. Diese Verpflichtung ist nicht 
abhängig davon, ob Artikel 9 Absatz 2 in den 
entsprechenden bilateralen DBA implementiert 
worden ist. Daher wird den Staaten lediglich das 
Vorbehaltsrecht und damit die Nichtimplemen-
tierung von Artikel 17 gewährt, falls:
• der Staat, der den entsprechenden Vorbehalt 

anbringt, trotzdem eine entsprechende Ge-
genberichtigung vornehmen wird oder

• die zuständige Behörde des Vorbehaltsstaa-
tes bemüht ist, Transferpreisfälle mittels des 
Verständigungsverfahrens zu lösen63.

2.3.5 Obligatorisches Abkommens- 
    Schiedsgericht
Der sechste Teil des MI enthält in den Artikeln 18 
bis 26 Bestimmungen zur Einführung eines ob-
ligatorischen Schiedsgerichts bei Abkommens-
streitigkeiten. Da diese Bestimmungen nicht Teil 
des Mindeststandards sind, müssen diese Be-
stimmungen von den Vertragstaaten nicht im-
plementiert werden64.

2.3.6 Nächste Schritte
Das MI ist eines der wichtigsten Instrumente der 
OECD zur Implementierung der empfohlenen 
Massnahmen, um BEPS entgegenzuwirken. Zur-
zeit sind rund 3000 Doppelbesteuerungsabkom-
men in Kraft und gemäss der OECD könnte die 
Implementierung des MI in den nächsten Jah-
ren zu Anpassungen von 2000 Abkommen füh-
ren. Die Regierungen sind zurzeit daran, Listen 
von Steuerabkommen, die vom MI betroffen 
sind, zu erstellen und entsprechend die Auswahl 
der verschiedenen Möglichkeiten und Vorbehal-
te hinsichtlich der Implementierung der MI-Be-
stimmungen zu treffen. Die gewählten Optionen 
müssen anschliessend der OECD gemeldet  
werden, welche als Hinterlegungsstelle des MI 
agieren wird. Die OECD wird gleichzeitig die Re-
gierungen beim Signaturverfahren, der Ratifi-
kation und der Implementierung unterstützen. 
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61  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 48 ff., EY Global Tax 
Alert vom 2. Dezember 2016, S. 7 f. 

62  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 53 f., EY Global Tax Alert 
vom 2. Dezember 2016, S. 8.

63  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 53 f., EY Global Tax Alert 
vom 2. Dezember 2016, S. 8.

64  Vgl. MI erläuternder Bericht, S. 55 ff. EY Global Tax 
Alert vom 2. Dezember 2016, S. 8.

65  Vgl. EY Global Tax Alert vom 2. Dezember 2016, S. 8 f. 
66  Vgl. EY Global Tax Alert vom 2. Dezember 2016, S. 9. 

Ab dem 31. Dezember 2016 wird die Unterzeich-
nung des MI möglich sein65.

2.3.7 Auswirkungen
Das MI bringt eine beispiellose Veränderung im 
internationalen Steuerrecht mit sich und durch 
den Umstand, dass mindestens 2000 Doppelbe-
steuerungsabkommen angepasst werden könn-
ten, wird dies zu signifikanten Auswirkungen 
auf die Besteuerung multinationaler Gesell-
schaften führen. Obwohl es zurzeit noch nicht 
absehbar ist, welche Staaten das MI unterzeich-
nen werden bzw. in welchem Umfang die Be-
stimmungen (über den Minimumstandard hin -
aus) auf die entsprechenden Abkommen zur 
Anwendung gelangen werden, ist zu erwarten, 

dass eine grosse Anzahl multinationaler Gesell-
schaften in den nächsten Jahren von der einen 
oder anderen Bestimmung des MI betroffen sein 
wird66.

Daniel R. Gygax

Die internationalen 
Steuererlasse des Bundes 
2017/2018 

Im aktuellen Werk (Redaktionsschluss: 31.5.
2017) sind die Artikel der OECD-Musterabkom-
men (Einkommen und Vermögen / Erbschaft),
die 22 wichtigsten DBA, ein Steuerinformations-
abkommen (Jersey), sämtliche relevanten Er-
lasse zum Schweizer Aussensteuerrecht sowie
diverse Listen und EU-Richtlinien abgedruckt.
Ebenfalls enthalten sind die entsprechenden
rechtlichen Grundlagen (z.B. die Bestimmungen
des Wiener Übereinkommens zur Anwendung
von DBA) aber auch die Abgeltungssteuerab-
kommen mit GB und A sowie das mit den USA
vereinbarte FATCA-Abkommen. Jeder nützliche
Begriff lässt sich anhand des Stichwortverzeich-
nisses rasch und zuverlässig finden. Die Neuauf-
lage wurde komplett überarbeitet, erweitert und
beinhaltet alle Änderungen, die bis zum 1. Juni
2017 in Kraft getreten sind. 
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